
Ausgrenzung und
Vernichtung kranker
und schwacher
Schleswig-Holsteiner
Fragenzueinem
unbearbeiteten Problem
der Geschichte unseres
Landes von1939-1945

Rolf SchwarzDieser Aufsatz behandelt den gescheiterten Versuch, den
schleswig-holsteinischen Anteil an der nationalsozialistischen
„Euthanasie" juristisch und politisch aufzuarbeiten. Die
Euthanasie stellt eines der dunkelstenund gleichzeitig kaum
bewältigten Kapitel der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaftdar: ImRahmendiesesProgramms wurde aus „rassehy-
gienischen" Gründen unter der Leitung undMithilfe zahlrei-
cher Ärzte „lebensunwertes Leben" in Tötungsanstalten ver-
nichtet.Betroffen waren viele Tausende von Insassenderpsy-
chiatrischen Heil- und Pflegeanstalten. Nach Intervention
weniger Kirchenvertreter wurde die Maßnahme 1941 offiziell
gestoppt,ohne daß sie jedoch tatsächlich eingestellt wurde.
Wie im folgenden auf der Basis von staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungsunterlagen undLandtagsprotokollen gezeigt wird,
waren die schleswig-holsteinischen Anstalten beteiligt. Auf
Antrag der SPD-Fraktion beschäftigten sich Ausschüsse des
Landtags von 1946bis 1953 mit der Euthanasie. Diese politi-
sche Aufarbeitung scheiterte letztendlich - seit 1950 überwo-
gen wieder dierestaurativenKräfte im Landtag- ebenso, wie
die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen gegen schleswig-
holsteinische Ärzte und Verwaltungsbeamte im Sande verlie-
fen. Die hier ausgewerteten,schwer zugänglichen Ausschuß-
protokolle liefern vor allem eine wichtige Erkenntnis, die bis
heutenichtbekannt warund eine neueBewertungdes Themas
fordert:DiestaatsanwaltschaftlichenErmittlungen wurdenauf
Geheiß eines Justizministers eingestellt! Der Abgeordnete
Kohz (BHE) führte bereits 1951 in einer Ausschußsitzung
(Justiz) aus:

„DerAusschuß sollefroh sein, dieseDinge endgültig beerdi-
genzukönnen".1

Zurückgehend auf einen Antrag der SPD-Fraktion imPro-
vinziallandtag1946beschäftigten sich inden folgenden Jahren
sowohldie Ausschüsse für Volkswohlfahrt,für Gesundheitund
für Justiz damit, die Aufgaben des Antrages zuerfüllen. Am
5. April 1946hatte der Landtag einstimmigbeschlossen:

„Dem Provinziallandtag ist mit größter Beschleunigung ein
ausführlicher Bericht zu unterbreiten, aus dem hervorgeht, wie
weit dieInsassen der schleswig-holsteinischen Landesanstalten
von dersogenanntenEuthanasie, d. h. der Tötungvon Geistes-
kranken, betroffen wurden und welche Ärzte beider Auswahl
derKranken undder Durchführung der Euthanasiemitgewirkt
haben.

"2

In der Begründung zum Antrag führte der Abgeordnete
Gayk u. a. aus:

„DerAntrag, den wirheuteals SozialdemokratischeFraktion
stellen, hat also einen doppelten Zweck. Er soll einmal den
Anstoß dazu geben, eine gründliche Untersuchung dieser wis-
senschaftlich getarntenMordedurchzuführen, diean denInsas-
sen unserer Heil- undPflegeanstalten verübt wurden...

Der Antrag soll dafür sorgen, daß alleMitschuldigen an die-
sen Verbrechenermitteltund zurRechenschaft gezogen werden.
Ersolldarüber hinaus zurBesinnungaufdiegeistige undpoliti-
sche Tradition Europas und zur Besinnung auf die sittlichen

'Niederschrift über die S.Sitzung
des Ausschusses für Justiz des
4. Schleswig-Holsteinischen Landta-
gesam 12.9.1951. DieseNiederschrift
wie alle anderen Protokolle liegen
dem Verfasser als Kopienvor.

2 Sitzungsprotokoll des Landtages
vom 5. 4. 1946.
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Fundamente unserer Kultur beitragen. Er soll der politischen
Öffentlichkeit zeigen, daß dieAllmachtdes Staates, ganzgleich-
gültig, wie dieser Staat sichnennen möge,mit einem Verlustder
Freiheit verkauft wird, ohne die das Lebenfür uns nicht mehr
lebenswert ist."3

DieForderungnacheinerstrafrechtlichenKonsequenz rich-
tete sich an die Staatsanwaltschaft, die indieser Zeit inKiel-
wie auchinanderen Städten- gegen Ärzte und hohe Verwal-
tungsbeamte desLandes ermittelte, inwieweit sie eine Schuld
oder Mitschuld im Rahmen der Euthanasie zu verantworten
hatten.4 Auf einzelne Punkte dieses Verfahrens wird später
noch Bezuggenommen.

Das Protokoll des Landtags vom 30.6. 1953 weist unter
Punkt 6 der Tagesordnungaus:

„BerichtdesAusschussesfür Justiz betr. EuthanasieinSchles-
wig-Holstein (Drucksache Nrn.109, 303). Der Ältestenrat
schlägt Ihnen vor, nachdem zu dieser Frage doch schon ver-
schiedene Berichte veröffentlicht worden sind, von diesem
Bericht nur Kenntnis zu nehmen. -Widerspruch wird nicht
erhoben."5

Damit war diese Arbeit erledigt-nach7 Jahren
Inder Begründung zum Ausschußbericht durch den Abge-

ordneten Schoof (CDU) wird ingroßen Teilen der Auffassung
der Staatsanwaltschaft gefolgt, die die strafrechtlichenErmitt-
lungen am 28.10. 1950, kurz nachdem die Regierungsverant-
wortung von einer Koalition aus dem Deutschen Wahlblock
(CDU,FDP, DP) und dem BHE übernommen worden war,
eingestellt hatte.

Zusätzlich werden jedoch Faktengenannt, die erschüttern,
nachdenklichstimmen undmeinesErachtensaufzeigen,daß es
notwendig ist,das Schicksal derBetroffenengenauer zuerfor-
schen.

„Nach den Ermittlungen der Staatsanwaltschaft sind im
Zusammenhang mit der Tötungsaktionetwa1660 Verlegungen
vonKranken nach Anstalten außerhalb des LandesSchleswig-
Holsteinerfolgt. Esistsicher anzunehmen, daß davondieHälfte
getötet worden ist. Es ist aber möglich, daß weitere Tötungen
erfolgt sind, so daß die Zahl der tatsächlich dieser Aktionzum
OpfergefallenenPersonenzwischen800und1600liegen wird."6

Der Bericht des Gesundheitsausschusses spricht von „unge-
fähr 2000 Menschenleben unter den Bewohnern des Landes
Schleswig-Holstein",die vernichtet wurden.7

. . .bei Auflösung
unbekanntverzogen

Eineentsprechende gesetzliche, geschweige denngesellschaft-
licheRehabilitierung dieser Opfer,zudenenauchdie Zwangs-
sterilisierten zählen, ist bislang nicht erfolgt. Und- sind wir
nicht verpflichtet zuklären, ob 800, 1600oder mehrMenschen
ermordet worden sind?

Die Unterlagen der Staatsanwaltschaft Kiel enthalten
genauere - aber unvollständige - Angaben über die Abtrans-
porte der Menschen, die ichhier wiedergebenmöchte:

3 ebenda

4 Sta Kiel (2Js 393/49) und Wieder-
aufnahmeverfahren aus dem Jahre
1961(2Js 478/61). Soweitkeine beson-
deren Quellenhinweise erfolgen,
stammen die Informationen aus den
Bänden des Verfahrens.

5 Sitzungsprotokoll des Landtages
vom30. 6. 1953.

6Bericht des Ausschusses für Justiz
betr. Euthanasie in Schleswig-Hol-
stein. Schleswig-HolsteinerLandtag 2.
Wahlperiode 1950. Drucksache
Nr.303.

7 Bericht des Ausschusses für Ge-
sundheit betr. Euthanasie in Schles-
wig-Holstein. Sitzungsprotokoll des
Landtages 7. und8.5. 1951.
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Bezüglich der zahlreichenDeportierten der Lübecker Heilan-
staltStrecknitzverweise ichaufdiekurzvor Abschluß stehende
Dissertation hierzu.8

Diebishergenannten Zahlenbedürfen einiger Ergänzungen
und Erklärungen:
1. Einschließlich der Lübecker überschreitet die Zahl der

Deportierten 2000 bei weitem.
2. Die Abtransporte aus Kropp erfolgten, um Teile der Ein-

richtung als Ausweichkrankenhausfür Hamburg nutzen zu
können.Einegleiche Begründung gibt es für denTransport
vom 14.9. 1944 von Schleswig-Stadtfeld nach Meseritz-
Obrawalde. Wegen schwerer Bombenschäden im Juli 1944
wurden zahlreiche Kranke in die Ausweichstelle derUni-
versitätsklinik KielnachSchleswigverlegt,die anschließend
mehr Platz benötigte.

3. Die Deportationen vom 12.9. und 17.11. 1944 betrafen
sogenannte geisteskranke Ostarbeiter. Die Heil- und Pfle-
geanstalt Schleswig war durch Erlaß des Reichsinnenmini-
steriums (6.9. 1944) zur Sammelstelle (Schleswig-Holstein
und Hamburg) für diesen Personenkreis erklärt worden.
Die Arbeitskraft dieser verschleppten Menschen sollte
schonungslos ausgenutzt werden, wenn dieses nicht mehr
reibungslos funktionierte,wurden sie „abgeschoben".
Daß auch „unbequeme" Zwangsarbeiter als angeblich gei-

s Antwort der Landesregierung auf
die Große Anfrage der Fraktion der
SPD, 5.30. Schleswig-Holsteinischer
LandtagDrucksache 10/1433.
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Datum Männer Frauen von nach

9. 5. 1941 29 29 Schleswig/
Hesterberg

Königslutter

16. 5. 1941

23. 5. 1941

18. 7. 1941
13. 8. 1941
12. 9. 1944
14. 9. 1944

17.11. 1944

72 67

140

41 44
56 24
6 21

700 Frauen
und Männer
20 28__

Schleswig/
Stadtfeld
Stadtfeld

Stadtfeld
Stadtfcld
Stadtfeld
Stadtfeld

Stadtfcld

wahrscheinlich
Königslutter
wahrscheinlich
Königslutter
Königslutter
Uchtspringe
unbekannt
Meseritz-
Obrawalde
Lüneburg

14. 11. 1939
21. 12. 1939
12./13. 9. 1940

20.5. 1941
13. 6. 1941
26. 9. 1941
26. 9. 1941
28. 9. 1941
1. 6. 1942

25. 3. 1944

19. 5. 1944

13
12
3

70
58
79

280
18

12

7

8

70
39

220
40

Neustadt
Neustadt
Neustadt

Neustadt
Neustadt
Neustadt
Neustadt
Neustadt
Neustadt

Neustadt

Neustrelitz
Neustrclitz
Hamburg-
Langenhorn
Königslutter
Königslutter
Sorau
Branitz
Neuruppin
Meseritz-
Obrawalde
Kripo Kiel
Neuengamme
Meseritz
Meseritz-
Obrawalde

14. 3. 1942

18. 3. 1942

65

65

Kropp

Kropp

Altscherbitz/
Schkeuditz
Altscherbitz/
Schkeuditz

Ende1941 200/
30Kinder Rickling Pfafferode



steskrank hiervon betroffen waren, mag ein Beispiel aus
Büdelsdorf belegen. Im Februar 1943 schlug die Ahlmann
Carlshütte vor, eine „Zivilpolin" auf ihren Geisteszustand
zuuntersuchen. Vorher war es nicht gelungen, ihrverbote-
nen Geschlechtsverkehrmit einem Reichsdeutschennach-
zuweisen. Die Polin, wie auch andere „geistig minderwer-
tige" Ostarbeiter wurden angeblichdurchdasArbeitsamt in
die Heimat zurückgebracht.
Wen befallen angesichts der zahlreichen Verbrechen an
diesen Menschenund angesichts der Tatsache, daß z.B.im
Russenlager einesHamburgerKrankenhausesfür denSom-
mer 1943 Tötungennachgewiesen sind10,nicht Zweifel an
dem Wahrheitsgehalt der häufig genutzten Aussage „indie
Heimat abgeschoben"?

4. Um das Schicksalder Betroffenen zurekonstruieren, muß
weiter berücksichtigt werden, daß es zahlreiche Verlegun-
gen innerhalb Schleswig-Holsteins gegeben hat. Beispiels-
weise von Neustadt nach Schleswig (25. 1. 1944) oder von
Schleswig nach Kropp (Sept.1939).

5. ZudenVerlegungen aus Neustadt (14. 11.,21. 12.1939und
12./13. Sept. 1940) bemerkt die Staatsanwaltschaft, daß sie
„vor Beginn der Euthanasieaktion ausgeführt worden"
sind, obwohl die berüchtigte TötungserklärungAdolf Hit-
lers aus dem Jahre 1939 stammt. Zumindestens beim
Schicksal der am 12./13. Sept. Abtransportierten steht ein
Zusammenhang mit der Euthanasie fest, bei den beiden
anderen Verlegungen ist es wahrscheinlich.

Im September 1940 wurdendie jüdischen InsassennachHam-
burg-Langenhorn gebracht. Gerade das Los der jüdischen
Menschen zeigt auf, daß die Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft ungenügend waren und ihre Beschränkung auf die grö-
ßeren Anstalten zu falschen Zahlen der Abtransportierten
führte.

SoteiltedieDiakonissenanstaltBethanien(Kropp) am26.9.
1960 mit, daß bereits im Jahre 1939 Verlegungen jüdischer
Heilanstaltinsassen instaatliche Anstalten nachBerlin erfolgt
seien.EinFallder AnstaltFriederichsfeld (GemeindePrinzen-
moor, Kreis Rendsburg) verdeutlicht dies noch einmal. Der
Bürgermeister dieser Gemeinde beantwortete 1946 eine
Anfrage des Kreises Rendsburg nach dem Verbleib der jüdi-
schen Insassen des Heimes folgendermaßen: „Während...
nochhier verstorben ist, sind die beidenanderen Jüdinnen bei
Auflösungder Anstaltunbekannt verzogen.

""
Eine derbeiden

Frauen wurde vonLangenhorn am 23. 9. 1940 deportiert, die
andere am 28.5. 1941. Die Anstalt Friedrichsfeld wurde im
Jahre 1943 aufgelöst.

Die Zahl der größeren und kleinerenEinrichtungen, die in
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft hätten einbezogen
werdenmüssen, war beträchtlich.DasHandbuch für diePro-
vinz Schleswig-Holstein von 1936 dokumentiert 25 große
öffentliche Krankenhäuser und Heilanstalten, 25 kleinere
öffentliche Krankenhäuser, 12 karitative Krankenhäuser mit
öffentlich-rechtlichemCharakter,9 öffentlicheUniversitätskli-

'
Gemeindearchiv Büdelsdorf,Abt.

Ausländerwesen.

10 Ernst Klee, „Euthanasie" im NS-
Staat, Die Vernichtung lebensunwer
ten Lebens",Frankfurt 1985,S.365.

11 LAS 320 Abt. Rendsburg unge-
ordnet.
12 Staatsarchivder Freien undHanse-
stadt Hamburg, Die jüdischen Opfer
des Nationalsozialismusin Hamburg,
Hamburg 1965, S. 86.
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niken, 4 öffentliche Anstalten für Geisteskranke, 2 andere
Anstalten für Geisteskranke und16 Kinderheilstätten.13

13 Handbuch für die Provinz Schles-
wig-Holstein 1936, Kiel1936.

.. . Ihnen folgende
Beerdigungskosten zu
unterbreiten

Die Deportationen führten teilweise direkt in die Tötungsan-
stalten oder über Zwischenstationen,die zur Verschleierung
dienten.Für denTransport vom1.6.1942ist dasAnschreiben
vom 27.Mai erhalten geblieben. Die sogenannte Gemeinnüt-
zige Krankentransportgesellschaft (Gekra), die zuständig für
dieDeportationen war,schrieb an diesemTag andieAnstalt in
Neustadt:

„Soebenerhielt ich vonderReichsbahndirektion Schwerin die
Nachricht,daß der Waggon am Montag, dem1.Junid, Js. dem
Zug1503angeschlossen werdenkann, derdie StationNeustadt/
Holsteinum7Uhr50 verläßt, inMeseritz um22Uhr49 eintrifft.
Der Polizist wirdsich am Sonntag, dem 31.d. Mts. bei Ihnen
melden."

Das Schicksal derüber Zwischenanstalten-z.B. Königslüt-
ter - verlegten Patientenzu verfolgen, gestaltet sich ungleich
schwerer. In einemFall gingdie Odysseeinden Tod von den
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Alsterdorfer Anstalten über Heiligenstedten, Schleswig,
Königslütter nachBernburg. Ein Teil der am 18. 7. 1941 nach
Königslütter Gebrachten wurdeam11.8. 1941 vondort weiter-
verlegt. Todesanzeigen inden schleswig-holsteinischen Tages-
zeitungen zeigen, daß die Aufenthaltsdauer in den Zwischen-
anstalten häufig kürzer war und die Insassen schnell weiter-
transportiert undermordet wurden.

Die Angehörigen erhielten vorformulierte „Trostbriefe",
wobei anzunehmen ist, daß die Todesorte, Todesdaten und
Todesursachen nicht der Wahrheit entsprachen. Sie wurde in
den eigenen Standesämtern der Tötungsanstalten willkürlich
festgelegt.

Undselbst indenZwischenanstalten wurdegemordet, auch
wenndie StaatsanwaltschaftKielanderenBeteuerungen dieser
Anstalten Glauben schenkte. In der Einstellungsverfügung
heißt es:

„Eine Patientin ist im Jahre 1942 aus Königslütter entlassen
worden, während die übrigen Angehörigen dieses Transportes
(18.7. 1941,R.S.) imLaufe derJahre1941bis1943 inKönigs-
lütter verstorbensind. Danach Auskunft der AnstaltKönigslüt-
ter dort keine Euthanasiemaßnahmen durchgeführt worden
sind, istder Nachweis einer vorsätzlichen Tötungbeidennicht
weiterverlegtenPersonen nichterbracht."

Auch für die Anstalt Alt-Scherbitz folgte die Staatsanwalt-
schaftdieserLinie.Verlegungen vonAlt-Scherbitz nach Mese-
ritz-Obrawalde sind erwiesen14, und wundert es nicht, daß
alleine das Beerdigungsregister Marien aus Rendsburg den
Tod zweier Frauen (31 und 37 Jahre) aus dem Oktober 1942
und 1943 als Urnenbeisetzung aus Schkeuditz registriert?

Die Hamburger Staatsanwaltschaft kam übrigens für die
ZwischenanstaltKönigslütter zuganzanderenErgebnissen: So
wurden dort vonden30Frauenund76Männernzweier Trans-
porte,alle bis auf eine Frau und 52 Männer „nach und nach
durchEinzelmaßnahmen getötet.

"I 5
Der Kreis der Betroffenen wurde im Laufe des Zweiten

Weltkrieges immer größer. 1944erhieltendie Angehörigendas
vom14.9. datierte Schreiben der Landesheilanstalt Schleswig:

,A-us kriegsbedingten Gründen ist die Verlegung .... in die
Landesheil- undPflegeanstalt Meseritz-Obrawalde,PostMese-
ritz (Pommern), mit dem heutigen Tageerfolgt. Weitere Anfra-
gen über denZustandder Krankenbitte ichan denDirektorder
genanntenAnstalt zurichten."

In der Folgezeit verstarben dort beispielsweise:- derSoldat, derdurcheine Verschüttung eineHirnverletzung
erhaltenhatte,- der senileHerr, der vor 1933 als Gemeindevertreter für ein
Dorf desLandes tätig war,- der Unternehmer,der suchtkrank geworden war.16

Wie nach denDeportationen 1941 erschienen auch imHerbst
1944 sofort wieder die Todesanzeigen der Familienangehöri-
gen. Die Anzeigen zeichnen sich jedoch dadurch aus, daß der
Todesort fast nie genannt wird, statt dessen weisen typische
Formulierungen auf „Euthanasiefälle" hin.

14 ErnstKlee, a.a.0., 5.417

15 StaHamburg (Js. 147 Js 58/67) und
Ernst Klee, a.a.0., 5.417.

16 Alle dreiFälle Privatinformation
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Todesanzeigen in der Schleswig-Hol-
steinischen Landeszeitung von kurz
nach ihrem Abtransport ermordeten
ehemaligen Heiminsassen (Juni-Juli
1941).
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Zum Beispiel:
„Plötzlich und unerwartet erhielten wir die Nachricht,

daß ...". „DieBeisetzungfandbereitsstatt",oder „inallerStille
statt".

AuchhierkannsicheinBlick insbetreffendeBeerdigungsre-
gister lohnen. Überführungen der Urnen aus Meseritz-Obra-
walde waren nicht vorgesehen, so daß die Beisetzung nicht
vermerkt seindürfte. Das Standesamt kannallerdings indiesen
Fällen weiterhelfen. Der größte Teil der verlegten Menschen
wurdeindenersten Wochennach Ankunft ermordet.Dies war
den Transportbegleitern schon damals angedeutet worden.
Zwei Pfleger führten später in den Vernehmungen vor der
Staatsanwaltschaft aus:

Aufgefallen aber ist mir, daß, als ich im Büro saß, eine
Schwester hineinkam und von dem Oberpfleger, ..., gefragt
wurde, wie es denn beiden neuen Patientenmit demDurchfall
sei. Siesagte, es wärennoch einige vorhanden, die einenDurch-
fallhätten undes würden wahrscheinlichnoch mehrhinzukom-
men. In diesem Zusammenhang sagte der Oberpfleger, wir
müßten uns nichts dabei denken, wenn in den ersten Tagen
gleich eine Anzahl der verlegten Patienten stürbe, denn der
Durchfall wäre eine Folge des Transportes.

"
„Besonders stutzig wurde ich, als der Oberpfleger ... sagte,

daß die Patienten in etwa drei Wochen Lungenentzündung
bekommen würden. "

Zwei „Trostbriefe" sollen diesen Abschnitt mit der Bitte
abschließen, dem Verfasser weitere Informationen über
„Euthanasiefälle"zuzusenden.

An den Einwohner eines kleinen Dorfes aus dem Kreis
Rendsburg:

„Wie ich Ihnen bereits durch Telegramme vom 24. 9. 1944
mitteilen mußte, ist ihre Tochter... am 23.9. 1944 in Folge
Hirnlähmungentschlafen.

DieErdbestattung erfolgte aufdem hiesigen Anstaltsfriedhof.
HinsichtlichderGrabpflege verweise ichaufbeiliegendesMerk-
blatt. Gleichzeitig bitte ichum Überweisung der Telegrammge-
bühr von 4,05RM unter obigen Aktenzeichen und Angabe des
Verwendungszweckes.

WegenPersonalmangel istes mir leidernichtmöglich, weitere
Anfragen Ihrer Angehörigenzubeantworten. Ichbitte, denvon
diesemSterbefall betroffenen Verwandtenkreis von dort aus zu
verständigen.
HeilHitler"

AneinenEinwohner Kiels:
„Wie ich Ihnen bereits durch Telegramm vom 20.9. 1944

mitteilen mußte, ist Ihre Mutter... am 19.9. 1944 ,infolge
Altersschwäche' entschlafen. Da zur Zeit Überführungen zur
Einäscherung zum nächsten Krematorium gesperrt sind,
erfolgte dieErdbestattung aufdem hiesigen Anstalts-Waldfried-
hof. Hinsichtlich der Grabpflege verweise ich auf beiliegendes
Merkblatt. Gleichzeitigerlaube ichmir, Ihnenfolgende Beerdi-
gungskosten zu unterbreiten:
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Sarg 135-RM
Beerdigung 38,-RM
Grabpflegefür 1Jahr 15,-RM
Telegrammgebühr 5,10RM

=193,10RM

HeilHitler."
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.. .,ohneDebatte
diesem Antrag
zustimmen.

Sowohl der BerichtdesLandtagsausschusses für Justiz als auch
der des Gesundheitsausschusses passierten das Parlament,
ohne daß eine Aussprache darüber erfolgte. Beide gelangten
zuder Annahme, daß dieEinstellungdes Verfahrensdurchdie
Staatsanwaltschaft rechtens gewesensei.

Inder Frage, inwieweit „Euthanasiefälle" imLande Schles-
wig-Holsteinerfolgten, zeigensich jedochUnterschiede: Wäh-
rend der Bericht des Gesundheitsausschusses eindeutig fest-
hält, daß „im Bereiche des Landes... keine Euthanasiefälle
durchgeführt worden" sind, drückt sich der Bericht des Justiz-
ausschusses zudieser Frage etwas vorsichtiger aus.

„Im Lande Schleswig-Holstein selbst sind Euthanasietötun-
gen von Insassen von Heilanstalten nicht festgestellt worden."
Ananderer Stelle diesesBerichtes,die imZusammenhang mit
Verwaltungsbeamten zusehen ist, folgt dann:

„Trotz sehr schwerer Verdachtsmomente gegen einige der
Beteiligten waraber inkeinem Falle einstrafrechtlicher Beweis
mit der notwendigen Sicherheitzuführen.

"
Und später weiter unten
Allerdings haben die Vernehmungen einen hinreichenden

Tatverdacht wegenmehrfacher wissentlicherBeihilfe zum Mord
gegen gewisse Personen ergeben, diesich ehemals in leitender
Verwaltungs- oder Parteistellungbefunden haben, und diezwei-
fellos weitere Aufklärunghättengebenkönnen.DiesePersonen
sind aber verstorben."

Der Justizausschuß stellte fest, daß eine „große Anzahlvon
Verbrechen ... leider ungesühnt bleiben" müsse, er aber keine
„in einem Rechtsstaat verantwortbare Möglichkeit" sehe,
„Schuldige der Bestrafung zuzuführen".

Die Berichterstatterin des Gesundheitsausschusses, Frau
Dr.Ohnesorge (BHE), von 1928 bis 1945 Kassen- und Ver-
tragsärztinder Provinzialpflege- undSiechenanstaltfür Frauen
in Prenzlau, verwies darauf, daß der Ausschuß von dem
Bericht des Oberstaatsanwaltes Kiel, „der vom Generalstaats-
anwalt und vom Landesminister für Justiz gebilligt worden"
war, Kenntnis genommen habe. Der Ausschuß habe seinen
Bericht erst jetzt veröffentlicht, „damit nicht eine vorzeitige
Entlastung aufparlamentarischer Ebene erfolgte und nachher
eventuell durch den Oberstaatsanwalt noch ein Verfahren
anhängiggemacht werdenmüßte. "

Sie äußerte dieBitte, „ohneDebattediesemAntragzuzustim-
men"und „denWunsch, daß dasfurchtbareBild,dassichhinter
diesen kurzen Angaben versteckt, uns noch einmal klarmacht,
welche verheerendenFolgen es hat, wennhinter der Vermessen-
heiteinespolitischen Machtwillens das Lebensrecht des einzel-
nen zurückgestellt und vergewaltigt wird..."

. .. nichtpäpstlicher
seinals der Papst

Dabeide Berichte imLandtag ohne weitere Aussprache ange-
nommen wurden, könnte der Anschein entstehen, daß die
Abgeordneten den Inhalt voll unterstützen. Dieser Eindruck
trügt allerdings, so gehen aus den vorliegenden Protokollen
erhebliche Zweifel einiger Abgeordneter hervor. Dies ergibt
sich schonaus der Dauer der Untersuchungen.Für den12.9.
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1951notiert dasProtokoll u.a.die Aussage des Vertretersdes
Deutschen Wahlblocks,Schoof:

„Wenn auch nureinMitglieddes Ausschusses derAnsichtsei,
daß die Sache inder heutigen Sitzungnicht abgeschlossen wer-
den kann, so müsse das genügen, um sie auszusetzen.

"

Schließlich gelang es erst am 14.4. 1953, einenVorschlag zu
diskutieren und einstimmig zu verabschieden. Der beschlos-
seneBericht warderzweite Anlauf,dieAngelegenheit gemein-
sam abzuschließen. Dieser Text war am12. MärzallenMitglie-
derndes Landtagesmit dem Vermerk „Vertraulich"zugesandt
worden.
Der erste Vorschlag vom12.8. 1952 lautete:

„Der Ausschuß erklärt den negativen Ausgang der Aufklä-
rung der sogenanntenEuthanasie-Vorgänge in Schleswig-Hol-
steinfür menschlich tiefbedauerlich. Nacheingehender Prüfung
verspricht sich der Ausschuß von weiteren über die bisherigen
gründlichen Ermittlungen der Staatsanwaltschaft hinaus anzu-
stellendenErhebungen keinenErfolg. Erstelltdaherebenso wie
der Landtagsausschuß für Gesundheitswesen seine weitere
Nachprüfung der Angelegenheit ein."

Im Ältestenrat desLandtags, derdie Sitzungenvorbereitete,
waren die Zweifel an diesenFormulierungen anscheinendsehr
groß, denner bat denJustizausschuß, denBerichtso zuüberar-
beiten, „daß er Aussichthabe,imPlenumeinstimmigangenom-
men zu werden." (16.9. 1952.) Der Ausschuß erklärte sich
daraufhin bereit, den Bericht von der Tagesordnung der
22.Sitzung desLandtages absetzen zu lassen.

Bevor imeinzelnendie Zweifelder Abgeordneten behandelt
werden,sollenvorher kurzdie Argumente vorgestellt werden,
die anscheinend die Notwendigkeit begründeten, einen ein-
stimmigenAbschlußbericht zu verfassenunddiesenohne Aus-
sprache zu verabschieden. Hierbei kann jedoch nur ein Aus-
schnitt wiedergegeben werden, da z.B. Protokolle der Land-
tagsfraktionen - sofern noch vorhanden - zur Verfügung
gestellt und ebenfalls ausgewertet werden müßten.

An den Ausschußdiskussionen ist zunächst deutlich zu
erkennen, daß ein Interesse daran bestand, einen Bericht zu
erstellen,der eine Bewertung desErmittlungsverfahrens ver-
mied.

Flöl(Deutscher Wahlblock):
„...daß er es nicht zu einem Beschluß kommen lassen

möchte,indem dieEntscheidung des Staatsanwaltes als angreif-
bar bezeichnet werde." (17. 6. 1952)

Am 12. August schlägt derselbe Abgeordnete vor
„daß derAusschuß demPlenumnureinenBeschluß vorschla-

gendürfe, in dem der Landtag erklärt, daß er von derEinstel-
lung des Verfahrens befriedigt oder nicht befriedigt sei.

"
Unterstützung erhält er von seinem Fraktionskollegen

Schoof, der sich entschieden hatte,
„daß es nicht möglich sei, das Verfahren mit Aussicht auf

Erfolg wiederaufzunehmen und daß er es nichtfür verantwort-
lichhalte, nun etwa ein Gericht mit der Verantwortung zubela-
sten,..." (12.8. 1952)
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DasMitgliedder SPD wünschte einenBeschluß (richterliche
Überprüfung) „ohne eineKritikan denBemühungen der Staats-
anwaltschaft zuüben. "(17. 6. 1952)Drückt dieseFormulierung
schongewisse Zweifel aus, werden diese inderErklärung von
Adler (SPD) am 12.8. 1952 deutlicher. Er wolle vermeiden,
„daß aus einem Verfahren gegen die Euthanasie-Verantwortli-
chen ein Verfahren gegen die Staatsanwaltschaft gemacht
werde."

Für den Vertreter des BHE, Kohz, lagen die Dinge viel
einfacher. Für ihnhabe der Landtag gar nicht

„dieBefugnis, ... indieseDinge einzugreifen, dennsie seien
eine Angelegenheit des Justizministers und der Staatsanwalt-
schaft. NachseinemDafürhalten sei jede Maßnahme desParla-
ments aufdiesem Gebiete einEingriffindieUnabhängigkeit der
Rechtspflege." (17. 6. 1952)

Diese und weitereAusführungen vonHerrnKohz regtenim
übrigen immer denWiderspruch der SPD hervor.

Kohz weiter:
„Wenn nun nach Vortrag des Oberstaatsanwalts beim Gene-

ralstaatsanwalt und beim Justizminister, der Minister zuge-
stimmt habe, das Verfahren einzustellen, dann dürfe sich der
Landtagauch nichtdeshalbmitderAngelegenheit befassen, weil
sie hochpolitischer Natur sei."(17. 6. 1952)

Aufden Sitzungen war teilweise auchdie Staatsanwaltschaft
vertreten,um Fragen der Abgeordneten zu beantwortenund
eigene Stellungnahmen abzugeben. Am12.8. 1952warnte die
Staatsanwaltschaft „eindringlich davor", ein neues gerichtli-
ches Verfahren inGang zu setzen. Sie

„sei aufGrund gewissenhafter Prüfung zu der Überzeugung
gekommen, daß das Verfahren einzustellen sei."

Auf der vorhergegangenen Sitzung (17.6. 1952) äußerte sie
sich zurFrage,ob der Landtag „über denJustizminister auf die
Staatsanwaltschaft" einwirken solle,umeine Wiederaufnahme
der Ermittlungen zur Euthanasie zu erreichen. Dies sei kein
übliches Verfahren, „und es wäre sehr zu überlegen, ob diese
Angelegenheit einen derart sensationell wirkenden Schritt ver-
trüge.

"

Amdeutlichsten allerdings verkündete der Abgeordnete Kohz
schon früher seine Abneigung, eine genauere Überprüfung
durchführen zu lassen.

„Man soll nicht päpstlicher sein als der Papst. Wenn die
Staatsanwaltschaft überzeugt sei,daß das Verfahren einzustellen
ist, sollte der Ausschuß sich überlegen, welchepolitischen und
vielleicht sogar außerpolitischen Folgen durch einen anderen
Beschluß des Justizausschusses entstehenkönnten.

Über „Euthanasie" könneman verschiedener Ansicht sein.
Der Ausschuß solle froh sein, diese Dinge endgültig beerdigen
zu können.Man wisse nicht, was daraus entstehen könne.Die
GefahrderRadikalisierung, durchdieEntnazifizierung insRol-
len gebracht, lasse befürchten, daß man auf dem politischen
Sektor Überraschungen erlebe, wenn man diese Sache wieder
aufgriffe." (12.9. 1951)
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. . .Zeugen. . .,die
nicht alle vernommen
wordensind.

Aufzwei Sitzungenwurdenvonden Abgeordneten somassive
Zweifel geäußert, daß der Ausschußbericht undseine einstim-
mige Annahme dochsehr überraschen. DieKritik war sostark,
daß der BHE-Vertreter sogar seine ablehnende Haltung ver-
gaß und er die Möglichkeitsah,

„daß dieStaatsanwaltschaftsich aufGrundder Erwägungen,
die im Ausschuß angestellt worden sind, entschließe, die Dinge
wiederaufzugreifen. " (17. 6. 1952)

Besondersvonden Vertreternder SPD wurdeimmer wieder
gefordert,

„diesenFalleinergerichtlichenKlärungzuzuführen.
"(Adler

17.6.1952). Eswäre
„einezugroße Belastungdes sich inderEntwicklungbefindli-

chenneuenRechtsstaates..., wenn indieser Angelegenheitnicht
das Äußerste an Prüfung und verantwortlicher Entscheidung
geschähe, um diesesgroße Unrecht von derSchwelledes neuen
Staats wegzuräumen.

" (Rehs 17. 6. 1952)
Zusätzlich wurde vonsehen der SPD bemängelt:

„DerEinstellungsbeschluß drücke sich invielenPunkten sehr
vorsichtig aus und lasse viele Zweifel an der Richtigkeit der
Aussagen erkennen." (Adler 17. 6. 1952)

Die Kritik an der Entscheidung der Staatsanwaltschaft
wurde auch von den Vertretern des Deutschen Wahlblocks
geteilt.

SoBöttcheram 17. 6.1952
„...,daß ihndasErmittlungsverfahren nichtbefriedigt habe.

Die Unterlagenseien nachseinerKenntnisnichtgründlich genug
geprüft worden."

Deutlichtreten die Zweifel,aber auch dieDifferenzen inder
Fraktiondes Wahlblocks am 12.9. 1951hervor.Der Vertreter
Schoof sprach von „eingehenden Ermittlungen".

„Wenn man mit aller Gründlichkeit die Akten durcharbeite,
komme man zu dem Ergebnis, daß in Schleswig-Holstein nie-
mand verantwortlich zu machensei."
Sein Kollege Böttchererklärte sich statt dessen,

„nichtdamiteinverstanden, daß derAusschuß derEinstellung
des Verfahrens zustimmt. Die Staatsanwaltschaft habe fleißig
gearbeitet, aber zu allgemein."

Und weiter:
„DieStaatsanwaltschafthätte jedenEinzelfallprüfen müssen;

dashabe sienichtgetan,sondernsie habe dieFrage der „Eutha-
nasie"ganz allgemein geprüft. "

Hierzusei die Aussage eines betroffenen Vaters eingescho-
ben: Er wurde im Frühjahr 1939 aufgefordert, seinen Sohn in
die Heilanstalt Schleswig zu bringen. Er widersetzte sich bis
zumHerbst,gab dannaberdemdauerndenDrängendesWohl-
fahrtsamtes Bad Oldesloe nach und brachte sein Kind nach
Schleswig. Er hat es nicht wiedergesehen. Es sind von Seiten
derStaatsanwaltschaft anscheinendkeineErmittlungen gestar-
tet worden,umzuprüfen, obdieseinEinzelfallwaroder später
Wiederholungen auftraten. Das gleiche gilt für Fälle, z.B. in
Flensburg, in deneneinKinddemReichsausschuß zur wissen-
schaftlichenErfassung vonerb- undanlagebedingtenschweren
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Leiden,der die Todesurteile aussprach, mitgeteilt, aber nicht
verlegt wurde, sondern einige Zeit später am Ort verstarb.

Schließlich bemängelte der Abgeordnete Böttcher: „In
einemFalleseienauch Zeugen angegeben worden, dienicht alle
vernommen wordensind." EinBeispiel, an das der Abgeord-
nete Meinicke-Pusch gedacht habenkönnte,als er seine Mei-
nung äußerte, „daß dieStaatsanwaltschaft sehr großzügig auf
dieEinlassungen der Angeschuldigten eingegangensei."

Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf ein Treffen
Verantwortlicher,das vor Beginn der Verlegung stattfand und
auf dem die Durchführung von Euthanasiemaßnahmen ange-
kündigt wordensein soll:

„Er ist ebenfallsbei der vorherigenBesprechungbei...zuge-
gengewesen. NachseinenAngabenhaterdort aberkeineKennt-
nis erhalten, daß die Verlegung zum Zwecke derDurchführung
vonEuthanasiemaßnahmen durchgeführt werdensollte.Erhält
es für möglich,daß diese Ausführungen ... aufeiner anderen
Konferenz oder bei dieser Konferenz in seiner Abwesenheit
gemacht worden sind. Tatsächlich ist die Gegenwart des
Beschuldigten... von keinem anderen Teilnehmer dieser
Besprechung imLaufe desErmittlungsverfahrens erwähnt wor-
den. Nachdem die Anwesenheit des Beschuldigten bei dieser
Konferenz festgestellt worden war, hat eine besondere Rück-
frage bei... ergeben, daß er sich an die Anwesenheit von ...
nichterinnernkonnte. BeidieserSachlage istesdemBeschuldig-
ten nicht zu widerlegen, daß er die Kenntnis des Zwecks der
Verlegungnicht erhaltenhatte."n

Nachfolgend sollen an einigen Punkten die Ursachen der
Bedenken der Ausschußmitglieder aufgezeigt werden.

"
Sta Kiel Einstellungsverfügung

28. 10. 1950.

.. .und ervon nichts
gewußt habe.

„Es ist die Abschrift eines Erlasses vom 3.Mai1941 über die
Verlegung vonInsassen vonHeil- undPflegeanstalten aufgefun-
den worden, der mit dem Namen Lohses in seiner Eigenschaft
alsBeauftragter desReichsverteidigungskommissarsunterzeich-
net ist. Weil jedoch ein Faksimilestempel von Lohses Unter-
schrift in seiner Dienststelle vorhanden war, fehlt die Beweis-
möglichkeitdafür, daß Lohsedieses Schreibenselbstunterzeich-
net hat..."18

Das Vorhandensein dieses Erlasses wurde von den Vertre-
tern desWahlblocks unterschiedlichgewertet.

„Erster Beschuldigter sei der frühere Gauleiter Lohse, der
behauptete, vonnichtsgewußt zuhaben. Es habenichtermittelt
werden können, daß er in die Dinge eingegriffen habe."
(Schoof,12.9. 1951)

Aufdergleichen Sitzunggelangte dagegen der Abgeordnete
Meinicke-Puschzu folgender Schlußfolgerung:

„Von Lohse sei ein Erlaß herausgegeben worden, der die
Todestransportfrage regelte. Die Urschrift dieses Erlasses sei
beiseite gebracht worden. Man könneschwerlich der Behaup-
tung Lohses Glauben schenken, daß die Verfügung mit seinem
Faksimilestempel versehen sei und er von nichts gewußt habe.
Daß ein Gauleitersolche schwerwiegenden Angelegenheiten zu
vertreten habe, sei anzunehmen."

18 Bericht des Justizausschusses,
a.a.O.
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....als die
Kapitulation drohte.

DerBericht des Justizausschusses teiltmit, daß Bemühungen,
„die Durchführungen der Verlegungen entweder zu verhin-

dern oder jedenfalls stark einzuschränken... außer bei den
Ärzten undnachgeordneten Verwaltungsbeamten nichterkennt-
lichgeworden" seien.

Diese Aussage ist mit großer Wahrscheinlichkeit richtig. So
berichtet Martin Pörksen von Rettungsmaßnahmen in der
Breklumer Mission:

„ImSanatorium wurden Jahrehindurch Menschen, bedrohte
Menschen, aufgenommen, derenNamennur derArztDr.Mah-
ler, die Diakonisse- Schwester Helene und ich als Seelsorger
kannten."19

In einem erläuterndem Telefongespräch erfuhr ich, daß es
sich auchumMenschenhandelte,die imRahmenderEuthana-
sie gefährdet waren und überlebt hätten. Möglichsei dieses
auch deshalb gewesen, weilder Husumer Kreisarzt, ohne die
Namen derMenschen zukennen, diesePraxis stillschweigend
geduldet habensoll. Auchist mir mündlich überliefert worden,
daß Insassen einesHeimes an der Westküste gerettet worden
sind. Das Personal hatte Angehörige von bevorstehenden
Abtransporten informiert. Die Betroffenen sollten bitte nach
Hausegeholt werden, sonst würden die Familien die Insassen
nicht wiedersehen.

Doch auf derartige Hilfeleistungen bezieht sich der Bericht
nicht. Zudengemeinten Ärzten wurdeu.a. einergezählt, der
nachseineneigenen Angaben schon1940voneinemAngehöri-
gen unterrichtet wordensei, daß Tötungen an Heilanstaltsin-
sassen in Sachsen erfolgten. Er bat darum, im Falle einer
Verlegung benachrichtigt zu werden, um seinen Vater nach
Hause zunehmen. Der betroffene Arzt hatteKenntnis,

„daß mindestensein Teilder zu verlegenden Patientengetötet
werden sollten. Nachdem die Todesnachrichten bekannt wur-
den, hat erauchgewußt, daß diePatienten ohneeineeingehende
Untersuchung getötetworden waren. AuchnachErlangendieses
Wissens hater weitere Transporte inMarschgesetzt.

Erst nachdem die Deportationen 1941 abgeschlossen und
zahlreiche Todesanzeigen inden Zeitungen erschienen waren,
protestierte derArzt.Auch1944erfolgte seinProtestnachdem
Transport und zahlreichen Todesanzeigen. Der Abgeordnete
Meinicke-Pusch beurteilte dieses Verhalten:

„Fernerhabe... über dieDingegenauBescheidgewußt, seine
Bedenkenseien erstgroß geworden, als dieKapitulation drohte
und der Zusammenbruch bevorstand." (12.9. 1951)

19 Wolfgang Prehn (Hrsg.), Zeit, den
schmalen Weg zu gehen, Kiel 1985,
S.125.

Todesanzeigeunter Nennung des Tö
tungslagers (aus: Eckernförder Zei-
tung vom30. 9.1944).

.. .auf die schlechte
Ernährung
zurückzuführen

Nachdem die großen Transporte und offensichtlichen Morde
1941zu Protestschreiben,u.a. unter Beteiligung der Breklu-
mer Mission,geführt hatten21,verlegte man dieTötungenauch
in die bisherigen Anstalten.Dort wurdensogenannte Kinder-
fachabteilungen eingerichtet, die unter Leitung von Ärzten
standen,die Vollmachtenzur Behandlung,sprich Tötung,vom
Reichsausschuß erhielten. Auchin Schleswig-Holstein gab es
eine Kinderfachabteilung in Schleswig-Stadtfeld.

20 Einstellungsverfügung 28. 10. 1950,
21 WolfgangPrehn, a.a. 0.,S. 125.
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Auf dieseProblematik weisen wederderBericht desJustiz-
nochdes Gesundheitsausschusses hin, obwohldie Abgeordne-
tenhierüber gesprochenhattenunddie Unterlagender Staats-
anwaltschaft zahlreiche Details enthielten.NachMeinung des
Abgeordneten Meinicke-Pusch war auchdieserFall nicht hin-
reichenduntersucht worden.

,/iUch der Fall... sei bedenklich. Er gebe zu, in Berlin als
sogenannter „Behandler" verpflichtet worden zusein. Er habe
die „Todesurteile"auszusprechen unddie Todesspritzenzu ver-
abreichen gehabt. Er habe auch „behandelte" Fällenach oben
gemeldet; er gebe jedoch vor, daß die währendseiner Tätigkeit
angestiegene Kindersterblichkeit auf die schlechte Ernährung
zurückzuführen sei; seine Meldungen hätten nur natürliche
Todesfälle betroffen und seien erfolgt, um seine Tätigkeit als
„Behandler" nach oben hin unter Beweis zu stellen." (12.9.
1951)

Zu ihrer Entlastung führten die Beschuldigten u.a. eine
Untersuchung darüber an, daß es im Ersten Weltkrieg in
Anstaltenebenfalls zu erhöhterKindersterblichkeit aufgrund
schlechterErnährungslage gekommen sei.22Die Staatsanwalt-
schaft folgte dieser Linie ziemlich kritiklos.

„Die Totenziffern sind zwar absolut undprozentual gestie-
gen, jedoch ergibt ein Vergleich mit den Zahlen des Ersten
Weltkrieges, daß auch damalserheblicheSteigerungen aufgetre-
ten waren.

"2J

Weder derBezug aufandereAnstaltennochaufdenI.Welt-
kriegkönneneine Entlastung darstellen: Zum einen läßt sich
die Ernährungslage im I.Weltkrieg nicht einfach mit der des
11.Weltkrieges vergleichen. Zum anderenmüßten die genaue-
renUmstände der Anstaltssituationgeklärt werden.

Einige Hinweise auf die wirtschaftliche Lage der Anstalt
Schleswig enthält ein Bericht des Euthanasiegutachters
Dr.Sträub aus demJahre 1942.24Er warals Oberarzt dort tätig
gewesenund erster NSDAP-Abgeordneterdieser Stadt.25

„Die Anstalt hat mit ihren zahlreichen landwirtschaftlichen
Außenstellen heute schon große Schwierigkeiten, ihreBetriebe
aufrechtzuerhalten und kann auch weniger leistungsfähige
Krankenicht mehr entbehren."26

Dr.Sträub forderte eine genauereUntersuchung der abzu-
transportierenden Insassen und schrieb, daß keine guten
Arbeiter mehr entbehrt werden könnten.Die Anstalt besaß
also Alternativen: Entweder behielt sie daraufhin ihre Arbei-
ter, was dazu geführt hätte, daß sie ihre landwirtschaftliche
Produktionhättefortführen können-dieErnährungssituation
wärenicht so dramatisch geworden -,oder es wurden weitere
Abtransporte durchgeführt, die man der Staatsanwaltschaft
verschwieg.

ImRahmen des Wiederaufnahmeverfahrens veranlaßte die
Staatsanwaltschaft 1964, also 14Jahrenachder erstenEinstel-
lung, einmedizinisches Gutachten durch die Universität Kiel.
Es sollte geklärt werden, ob die Krankenakten Hinweise auf
Tötungsfälle enthalten. Der zuständige Professor verlangte
u.a.,daß er genauereAuskünfte über dieErnährungssituation

22 vergl. auch Ernst Klee, a.a.0.,
5.429.

23 Einstellungsverfügung 28. 10. 1950,

24 Ernst Klee, Dokumente zur „Eu-
thanasie",Frankfurt 1985, S.103.
25 Schleswig backbord, Sozialdemo-
kratische Bürgerzeitung 12/1979, S. 7.

26 Ernst Klee, Dokumente...,
a.a.0.,5.103.
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inder Anstalt erhalte.DieseForderung wurde nichterfüllt. Im
Gutachten schloß er sich trotzdem den bisherigen Aussagen
der Staatsanwaltschaft an. Obwohl in dem Anwortschreiben
der Anstalt keine „für uns verwertbaren Angaben" enthalten
seien,

„müssen wir aufgrund der Durchsichtder Krankengeschich-
ten zu der Annahme kommen, daß in der damaligen Zeit die
Betreuung der Kinder große pflegerische Schwierigkeiten
gemacht hat, wahrscheinlich in der Folge der im Krieg ange-
spanntenPersonal- undErnährungssituation."21

Das Gutachten führte wesentlich dazu, daß das Verfahren
am 20.Juli 1965 erneut eingestellt wurde.

„Bei dieser Sachlage ist der Nachweis, daß der Beschul-
digte... Tötungshandlungenangeisteskranken Kindern vorge-
nommen hat, nicht mit letzter Sicherheit zu führen ..."

Mag schon angesichts der verweigerten Auskünfte diese
Schlußfolgerung überraschen, so weist das Gutachten andere
Ungereimtheitenauf.Esfehlenz.B.detaillierteAngaben über
die Dosierungsmenge der Medikamente im Vergleich zum
Körpergewicht.Das Medikament Lummal wirdnur ineinem
Satz erwähnt,obwohl es imRahmender EuthanasieVersuche
gegeben hat, Lummal so zudosieren, daß nacheiner an sich
zulässigen Menge der Tod eintrat. Dies traf bei körperlich
geschwächtenPatientenzu.28

„Durchdie Vernehmung von5 Oberinnen bzw.Pflegerinnen,
die unter... gearbeitet haben, hat sich herausgestellt, daß die
vonden Ärzten verordneten Medikamente in keinemFalle eine
zuhoheDosierungenthaltenhaben, sondern daß die verordne-
tenMedikamentesich in ihrer Dosierung an das allgemein übli-
cheMaß gehaltenhaben."29

An einer Stelle des Gutachtens wird lediglich ausgeführt,
daß man heute mit der Dosierung vorsichtiger sein würde.
Auchstellt sichdieFrage,obes glücklich war,daß die Staatsan-
waltschaft das Gutachten von der Universität Kiel erstellen
ließ. Wie andere Professoren hatte auch der Gutachter die
wahre Existenz des Dr.Sawade gekannt. Sein richtiger Name
lautetebekanntlichDr.Heyde.Erwurdesteckbrieflichvonder
Staatsanwaltschaft Frankfurt im Rahmen der Euthanasie
gesucht und tötetesich vor EröffnungeinesGerichtsverfahrens
selbst. Warum sollte ein Professor, der diese Ermittlungen
boykottiertundeinenMördergedeckthatte,sich indiesemFall
anders verhalten? Sein Fehlverhalten war seit der Veröffentli-
chung desUntersuchungsausschußberichtes zum Fall Heyde-
Sawade im Sommer 1961bekannt.Diemangelnde Bereitschaft- warum wohl? - einiger schleswig-holsteinischer Ärzte, die
Staatsanwaltschaft in ihrenErmittlungen zuunterstützen, war
vondieser schon heftigkritisiert worden.

27 Gutachten vom 12.8. 1964

28 Ernst Klee, a.a.0.,S.432 f.

29 Einstellungsverfügung vom 28. 10
1950.

.. . ,das Verfahren
einzustellen.

Die Liste der Fragen an das Ermittlungsverfahren ließe sich
noch verlängern. Nicht umsonst haben die Abgeordneten so
häufig seine Überprüfung gefordert.

Warum aber ist das Verfahren eingestellt worden? Welche
Gründe führten dazu,daß dieAbgeordnetenihre Zweifelnicht
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indieÖffentlichkeit trugen? UmdieseFragenzubeantworten,
wärendie Aussagender beteiligtenPersonen,die jedochgröß-
tenteils verstorben sind, nützlich. EinBlick auf die damalige
Situation kann aber einige Auskünfte geben.

Offensichtlich gab es von Seiten der Justiz kaum Bereit-
schaft, NS-Verbrechenintensiv zu verfolgen und entsprechend
zuahnden.Selbstbeinachgewiesenen Tötungengabes Verfah-
renseinstellungen.
- InHamburg-Rothenburgsort wurdenmindestens56Kinder

ermordet. Das Verfahren wurde wegen fehlender Möglich-
keit des Schuldbeweises jedoch eingestellt, da den Ange-
klagten das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit fehle.30

- 1972 wurde Kurt Bonn, tätig als Arzt für Allgemeinmedizin
in Uetersen,inFrankfurt von dem Vorwurf freigesprochen,
in mindestens 6652 Fällen Beihilfe zum Mord verübt zu
haben.Er wurde vonDezember 1940an inSonnensteinund
ab April1941inBernburg eingesetzt. Er habe „alsüberzeug-
ter Nationalsozialist und SS-Obersturmbannführer (Ober-
leutnant)... nicht erkennen können, daß die Tötung von
psychisch KrankenMord war".31

Auch in Schleswig-Holstein wurden Ermittlungen bezüglich
NS-Verbrechen in vielen Fällen verschleppt und schließlich
eingestellt.32 Das besondere Klima im Nachkriegs-Schleswig-
Holstein charakterisierte der Spiegel (8/64) in einem Bericht
über die zweite Karriere Heyde-Sawades folgendermaßen.

Zuerst profitierte er
„aus der Kameradericder Ehemaligen, sodann aus dem Soli-

daritätsgefühl von Ärzten und Juristen, die sich unausgespro-
chen einig schienen, daß mit der Aufrechnung der Vergangen-
heit endlich Schluß zumachen sei."33

Ein Interessedaran, „Schluß zumachen", mußten auchdie
zahlreichen ehemaligen NS-Juristen, die später Karriere im
Lande machten, haben. Ein Vergleich mit einer 74 Namen
umfassenden Liste über diese Karrieren und der Juristen, die
als Vertreter des Justizminsteriums im Ausschuß auftraten,
weist viele Namensgleichheiten auf. An der Diskussion zur
Euthanasieproblematik beteiligte sich z.B. der ehemalige
Ankläger vor dem Kieler Sondergericht und spätereLandge-
richtsdirektor Fürsen. 34

Im Jahre 1950 wurde dann „endlich Schluß gemacht". Der
Deutsche Wahlblock ging mit dem BHE eine Koalition ein.
Eineder Koalitionsbedingungen war der Abschluß derEntna-
zifizierung.33 Diese Regierungskoalition zeichnete sich nicht
nur durch ihre Absprache, die Entnazifizierung zu beenden,
aus, sondern auch durch ihre Zusammensetzung. Der
ursprünglich als Ministerpräsident vorgesehene Dr.Pagel, ein
Gegner des Nationalsozialismus,wurde vom BHE abgelehnt.
Er war alsInnenminister dannder einzige Vertreterder Regie-
rung, der nicht Mitglied der NSDAP gewesen war.36 Eine
Tagebucheintragung von ihm (14.3. 1951) beleuchtet diese
Koalition recht drastisch:

„Bis fast zwei Uhr haben nun die Leute geredet über das
Entnazifizierungsgesetz...MankannmitRechtallmählich von

30 StaHamburg (14Js 265/48- (31) 98/
49), inSpiegel 34/60.

31 Frankfurter Rundschau11.4. 1986.

32 Liste für Demokratie und Umwelt-
schutz, Jungdemokraten, Jungsozia-
listen (Hrsg.), Von der NSDAP zur
CDU,Politische Karrieren in Schles-
wig-Holstein, z.B. S. 8, 12, 22, 25.

33 zu Heyde-Sawadesieheauch: Klaus
Bastlein, Schleswig-Holstein: Ein
deutschnationales Naturschutzgebiet
für NS-Verbrecher? Zur politischen
Natur im nördlichsten Bundesland
nach 1945, in: EvangelischeAkademie
Nordelbien, Schleswig-Holstein unter
dem Hakenkreuz.

34 Vonder NSDAPzur CDU, a.a.O
S. 17 ff.

35 Heinz-Josef Verain, Parteien und
Verbände, Eine Stunde über ihren
Aufbau, ihre Verflechtung und ihr
Wirken in Schleswig-Holstein
1945-1958,Köln1964,5.221.

36 ebenda
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einer Renazifizierung sprechen. Merkwürdig, wie selbstver-
ständlich die alten Nazis auftreten..."31

Sokonnte das Regierungsmitglied Hans Adolf Asbach, der
an Morden an Juden beteiligt war, als Sozialminister „Front
gegen eine Verfolgung von NS-Gewaltverbrechen machen".^

In denSitzungen desJustizausschusses fordertendie Sozial-
demokraten, daß der Justizminister die Ermittlungen der
Staatsanwälte überprüfen sollte. Das war aber bereits gesche-
hen. Die Textpassage aus dem Bericht des Gesundheitsaus-
schusses, daß der Bericht des Oberstaatsanwaltes „vom Lan-
desministerfür Justizgebilligt worden"war, belegt, daß dieser
sich mit demFall bereits beschäftigt hatte.

Dochdas Wort „gebilligt" müßte durch ein anderes ersetzt
werden. Auf der Sitzung vom 17. 6. 1952 führte der General-
staatsanwalt aus, daß dem Justizminister in dieser

Angelegenheit mehrfach Vortrag gehalten worden sei und
daß derMinisterselbst die Anweisunggegeben habe,das Ver-
fahreneinzustellen." (Hervorhebung R.S.)

Diese Aussage scheint den Sozialdemokraten in ihrer
Bedeutung für das weitere Verhalten der Landesregierung
nicht klar genug geworden zu sein. Auf der gleichen Sitzung
äußerten sie sich wie folgt. Adler:

„Nach seiner Meinunghättenicht der Staatsanwalt durch die
Einstellung des Verfahrens über den Tatbestand entscheiden
dürfen, sondern dieEntscheidunghättebeieinemunabhängigen
Gericht liegen müssen.

"
Rehs:
„Erhalteesaußerdem für möglich,daß derJustizministersich

schonaufgrund der Überlegungen imJustizausschuß dazuent-
schließe, die Staatsanwaltschaft zur Wiederaufnahme des Ver-
fahrens anzuweisen."

Lüdemann: Er erwarte
„von derLandesregierung, daß siealle ihr möglichenSchritte

ergreife, um dieDinge zu einer Klärung voreinem Gerichtzu
bringen..."

Der Bedeutung seiner Aussage - Anweisung durch den
Justizminister-warsich derGeneralstaatsanwaltwohl bewußt ,
warnte er dochdavor, indieser „Angelegenheit einen... sensa-
tionell wirkenden Schritt" zu unternehmen. Und auch der
Abgeordnete Kohz scheint die Brisanz erkannt zu haben. So
solle sichderLandtag „nicht...mit der Angelegenheit befassen,
weilsie hochpolitischer Natur sei".

Welcher Justizminister war betroffen?
DasErmittlungsverfahren wurdeam28.10.1950eingestellt.

EinBlick auf die Justizminister der Nachkriegszeit kann hilf-
reich sein, um zu vermuten, wer diese Anweisung erteilt hat.
Dr.GottfriedKuhnt(CDU) 02.12.46-01.12. 47
Dr.RudolfKatz(SPD) 01.12. 47-05.09. 50
OttoWittenburg(DP) 05.09.50-25.06.51
Friedrich-Wilhelm Lübke (CDU) 25.06.51-08.10.51
WaldemarKraft (GB/BHE) 08. 10.51-20.10. 53

Die vom Generalstaatsanwalt wiedergegebene Anweisung,
das Verfahren einzustellen, dürfte sich auf Otto Wittenburg

"ebenda,S. 223

38VonderNSDAP zur CDU,a.a.0.,
S. 8.
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beziehen und als Teil der zu beendendenEntnazifizierung zu
betrachten sein. Eine derartige Anordnung Rudolf Katz,der
erst 1946 aus derEmigration zurückgekommen war,zuzurech-
nen, wäre wohlverfehlt. Ob dieEinlösungder Forderungder
Sozialdemokraten, daß Verfahren vom Justizminister Walde-
marKraft überprüfen zu lassen,zueinem anderenErgebnis als
derEinstellung geführt hätte,muß bezweifelt werden.Welches
Interesse sollte der ehemalige SS-Offizier39 angesichts der
Regierungsabsprache an einer Wiederaufnahme des Verfah-
rens gehabt haben?

"ebenda,S.6,

Frankfurter Rundschau vom 13. 2
1986.
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.. .was im Dritten
Reich passiert ist.

Seit einigen Wochen arbeitet eine kleine Gruppe daran, das
Schicksalder Schleswig-Holsteiner und ihrer Familienangehö-
rigen zu erfassen,die als Zwangssterilisierte und Deportierte
unter den unmenschlichen Maßnahmen gelitten haben. Wir
möchtendaher bitten,uns alle Informationen- zur Vorbereitung, hierzu gehören auch Aussagen, die die

Euthanasie befürworten,- zur Planung und Durchführung,- über Einzelschicksale mitzuteilen.
Wir möchtendazu beitragen, daß zumindestens ein Wunsch
aus den Ausschußberatungen inErfüllung gehen kann.

„Es wäre allerdings gut, wenn die jüngere Generation an
Hand dieses von der Staatsanwaltschaft zusammengetragenen
Materials darüber belehrt werden würde, was imDritten Reich
passiert ist." (Schoof, 12.9. 1951)

Die ältere Generation hat dies versäumt. Wir wollen es
versuchen und freuen uns über weitereMitarbeiter.
RolfSchwarz
Sommerkamp 2
2370 Rendsburg

337




	Ausgrenzung und Vernichtung kranker und schwacher Schleswig-Holsteiner
	... bei Auflösung unbekanntverzogen
	... Ihnen folgende Beerdigungskosten zu unterbreiten
	..., ohne Debatte  diesem Antrag zustimmen.
	... nicht päpstlicher sein als der Papst
	.. .Zeugen...,die  nicht alle vernommen worden sind.
	... und er von nichts gewußt habe.
	.... als die  Kapitulation drohte.
	.. .auf die schlechte  Ernährung  zurückzuführen
	..., das Verfahren  einzustellen.
	.. .was im Dritten Reich passiert ist.

	Abbildungen
	Untitled
	Todesanzeigen in der Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung von kurz nach ihrem Abtransport ermordeten ehemaligen Heiminsassen (Juni-Juli 1941).
	Untitled
	Todesanzeige unter Nennung des Tö tungslagers (aus: Eckernförder Zeitung vom 30. 9. 1944).
	Frankfurter Rundschau vom 13. 2 1986.
	Untitled

	Tabellen
	Untitled


